
Boumedienne die Freilassung der Geiseln 
noch vor Weihnachten an. Tatsächlich wur­
den am 23. Dezember die acht Franzosen 
in Algier an UN-Generalsekretär Waldheim 
übergeben. Die Geiseln waren zwar frei, 
die französische Regierung aber hatte an­
gesichts der Vorgeschichte der Freilassung 
keinen Anlaß zu triumphieren. 
III. Die Geiselaffäre hat damit zwar ihr 
Ende gefunden, der Konflikt um die West-
Sahara geht aber unvermindert weiter. Von 
keiner der unmittelbar streitenden Parteien 
Marokko, Mauretanien und Polisario ist ein 
Nachgeben zu erwarten. Versuche der Po­
lisario, zwischen Marokko und Mauretanien 
einen Keil zu treiben, sind mißlungen. Der 
Außenminister der ADRS hatte im Novem­
ber in Madrid dem marokkanischen Bot­
schafter das Angebot unterbreitet, die 
ADRS werde auf die marokkanisch besetzte 
Sahara verzichten, wenn sie freie Hand ge­
genüber Mauretanien erhalte. Als der Kö­
nig dieses Angebot ablehnen ließ (er 
werde sein Wort gegenüber Mauretanien 
nicht brechen), wurde von der ADRS das 
gleiche Angebot seitenverkehrt Maureta­
nien unterbreitet und auch dort abgelehnt. 

Ebenfalls nicht realistisch scheint ein Vor­
schlag des senegalesischen Präsidenten 
Senghor vom September 1977 zu sein, wo­
nach Marokko und Mauretanien — jeder 
auf seinem Gebiet der Sahara — gleich­
zeitig unter der Kontrolle der UNO, der 
OAE und der Arabischen Liga ein Referen­
dum abhalten solle. Dieser Vorschlag 
wurde nach Bekanntwerden nicht nur von 
allen beteiligten Seiten abgelehnt, sondern 
er widerspricht mit dem Gedanken des 
geteilten Referendums auch dem Grund­
satz der OAE von der Unverletzlichkeit der 
kolonialen Grenzen, der von der afrikani­
schen Gemeinschaft bisher für unabdingbar 
erklärt wurde, um ein allgemeines Chaos 
zu verhindern. (Allerdings wird erst die 
Zukunft erweisen, ob dieser Grundsatz, so 
nützlich er war und ist, auf die Dauer auch 
dort durchgehalten werden kann, wo er 
im Gegensatz zu dem UN-Prinzip des 
Selbstbestimmungsrechtes steht. Vielleicht 
werden hier allmählich behutsame Anpas­
sungen an die politische Wirklichkeit er­
forderlich werden.) 
In absehbarer Zeit wäre jedoch eine Än­
derung der jetzt verhärteten Lage nur dann 
denkbar, wenn Algerien seine Haltung re­
vidiert. Das mag nicht wahrscheinlich sein, 
ist jedoch auch nicht auszuschließen. Die 
offensichtlich kalte Schulter von Seiten der 
Masse der arabischen, ebenso wie der 
afrikanischen Staaten auf der einen, und 
die mehrfach erkennbaren Versuche der 
ADRS Politik auf eigene Faust zu machen, 
könnte den Realpolitiker in Boumedienne 
dazu veranlassen, die Interessen seines 
Landes in einer Kursänderung zu suchen. 
Die Supermächte sind jedenfalls offenbar 
beide nicht an einer Zuspitzung oder gar 
Internationalisierung des Konfliktes interes­
siert. Die Vereinigten Staaten haben im 
November erst durch einen Sprecher des 
State Department erklären lassen, sie ver­
hielten sich in dem Konflikt neutral. Aber 
auch die Sowjetunion hat eher dämp­
fend gewirkt und vor allem vor fremder 
Einwirkung gewarnt. Ein mit Marokko im 
Herbst 1977 unterzeichnetes umfangreiches 

und langfristiges Wirtschaftsabkommen 
(Phosphate gegen Industrielieferungen) 
zeigt, daß die sowjetischen Eigeninteres­
sen nicht nur bei einer der streitenden 
Parteien liegen. 
So muß die Frage einer Kompromißlösung 
wohl doch nicht als völlig aussichtslos er­
scheinen. CK 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNCTAD: Schuldenkonferenz endet mit Kom­
promiß (14) 

Die UNCTAD-Konferenz über einen Schul­
denerlaß für Entwicklungsländer ging mit 
einem mühseligen Kompromiß zu Ende, mit 
welchem sich die westlichen Marktwirt­
schaftsländer nicht viel vergaben. Es war 
das erste Mal, daß der Handels- und Ent­
wicklungsrat auf Minister- bzw. Staatsse­
kretärsebene tagte (9. Sondertagung, 3. Teil, 
6. - 11. März 1978 in Genf). Die Bundesre­
publik Deutschland war durch Staatssekre­
tär P. Hermes vom Auswärtigen Amt ver­
treten. 
Der zentrale Punkt des Beschlusses, auf 
den sich die Delegationen in schwierigen 
nächtlichen Verhandlungen einigten, laute­
te: »Die entwickelten Geberländer werden 
Maßnahmen anstreben zu einer Anpassung 
der Bedingungen (nämlich von früheren 
bilateralen öffentlichen Entwicklungshilfe­
leistungen an die heute geltenden erleich­
terten Konditionen) oder andere gleichwer­
tige Maßnahmen, damit sich der Nettozu­
fluß von öffentlicher Entwicklungshilfe ver­
bessert und die Entwicklungsanstrengun­
gen der ärmeren Entwicklungsländer im 
Lichte von für Hilfeleistung international 
vereinbarten Zielsetzungen und Schlußfol­
gerungen begünstigt werden.« Die Konfe­
renz verständigte sich außerdem auf Richt­
linien für die in Aussicht gestellten Um­
schuldungen. Danach muß die Initiative je­
weils von dem interessierten Schuldnerland 
ausgehen. Sie würde möglichst auf multi­
lateraler Ebene behandelt werden, wobei 
dann auf die Eigenart des Schuldenpro­
blems abzustellen wäre, also namentlich 
darauf, ob die Ursache in akuten Zahlungs­
bilanzschwierigkeiten oder in längerfristi­
gen strukturbedingten Schwierigkeiten ge­
sucht werden müßte. Bei Abhilfemaßnah­
men sollen neben den besonderen Belan­
gen der betroffenen Entwicklungsländer 
auch die Interessen der Gläubiger und 
Schuldner gerecht (equitably) gewahrt wer­
den. Die öffentlichen Schulden der 40 bis 
50 ärmeren Entwicklungsländer dürften 
sich gegenwärtig auf rund 20 Mrd US-Dol­
lar belaufen. 

Die sozialistischen Staaten suchten den 
Anschein zu erwecken, als gehe sie das 
ganze Problem im Grunde gar nicht an. Ihr 
Sprecher, der stellvertretende sowjetische 
Außenhandelsminister A. Manschulo, er­
klärte, die sozialistischen Staaten seien für 
die durch die Krise des Kapitalismus ver­
ursachten Schwierigkeiten nicht verant­
wortlich. Ihre Kreditbeziehungen mit den 
Entwicklungsländern dürften nicht denen 
im System des Kapitalismus gleichgestellt 
werden. Die Motive ihrer Kreditpolitik wür­
den durch das echte Streben bestimmt, 
diese Länder bei ihrer unabhängigen wirt­
schaftlichen Entwicklung zu unterstützen. 

NJP 

UNIDO: Vorerst keine Umwandlung In Internatio­
nale Organisation (15) 

Die Organisation der Vereinten Nationen 
für industrielle Entwicklung (United Na­
tions Industrial Development Organization, 
UNIDO) bleibt zunächst noch ein autono­
mes Spezialorgan der Generalversammlung 
(Sonderkörperschaft). Die Staatenkonferenz 
über ihre Umwandlung in eine internatio­
nale Organisation (und zugleich 16. Son­
derorganisation der Vereinten Nationen) ist 
gescheitert. Der Anstoß zu dieser Reorga­
nisation war von der zweiten UNIDO-Gene­
ralkonferenz im März 1975 in Lima gege­
ben worden. 1976 und 1977 hatte ein zwi­
schenstaatlicher Plenarausschuß in fünf 
Tagungen an einem Verfassungsentwurf 
gearbeitet. Der 29 Artikel umfassende Text, 
den er schließlich für die Konferenz von 
Regierungsbevollmächtigten fertigstellte, 
enthielt freilich noch etliche Alternativen. 
Den auf der Gründungsversammlung ver­
tretenen 123 Staaten gelang es nicht, in 
den drei Wochen vom 21. Februar bis zum 
11. März 1978 in New York alle Meinungs­
verschiedenheiten auszuräumen. Die Ge­
neralversammlung soll auf ihrer 33. Jahres­
tagung im Herbst dieses Jahres über das 
weitere Verfahren entscheiden. 
Die meisten Kontroversen entsprangen dem 
Umstand, daß die neue UNIDO gleichzeitig 
Fachorganisation und Finanzinstitut sein, 
also eine Doppelnatur haben soll. Demge­
mäß standen die budgetären Fragen im 
Vordergrund, speziell die Zusammenset­
zung und Kompetenz der einzuschaltenden 
Organe und die Stimmrechtsregelungen. 
Eine Stimmengewichtung wie in der Welt­
bankgruppe und dem IFAD (dort freilich in 
durch eine Drittelparität grundlegend modi­
fizierter Form, vgl. VN 4/1976 S. 123) wird 
es schon wegen der Eigenschaft als Fach­
organisation nicht geben. Statt dessen wird 
die neue UNIDO zwei Haushalte führen: 
Einen >operationellen<, aus freiwilligen Zu­
wendungen zu speisenden für technische 
Hilfeleistungen, sowie einen über veranla­
gungsgemäße Beiträge zu finanzierenden 
ordentlichen; aus letzterem könnten auch 
in bescheidenem Umfang bestimmte Maß­
nahmen technischer Hilfe abgedeckt wer­
den (dieser Punkt bleibt umstritten, insbe­
sondere im Hinblick auf eine restriktive 
Einstellung der sozialistischen Staaten). 
Von den weiteren, z. T. noch offenen Ein­
zelheiten soll hier nur soviel mitgeteilt 
werden, daß die budgetären Kompetenzen 
im Rahmen der Organisation auf drei Or­
gane verteilt werden sollen, nämlich die 
Generalkonferenz (alle Staaten vertreten), 
den Rat für industrielle Entwicklung (viel­
leicht 50 Mitglieder, 15 davon möglicher­
weise westliche Marktwirtschaftsländer und 
fünf sozialistische Staaten) sowie einen 
>Programm- und Haushaltsausschuß<, der 
nahezu paritätisch aus Entwicklungslän­
dern und entwickelten (westlichen und so­
zialistischen) Staaten zusammengesetzt 
sein könnte und mit Zweidrittelmehrheit be­
schließen würde. Die Originalität der neu­
en UNIDO bestünde in einer Bindung des 
jeweils größeren Gremiums durch Entschei­
dungen des kleineren (Präjudikations-Sy-
stem). Doch vorerst bleibt die Einigung 
über die subtile und gewiß prekäre Vertei­
lung von Gewichten in diesem Gewalten­
teilungsschema noch herbeizuführen. 

Vereinte Nationen 2/78 65 



Es gibt noch weitere Streitpunkte. 
Präambel und Art. 1 (Ziele der Organisa­
tion): Hier geht es um die Form der Be­
zugnahme auf die Errichtung einer Neuen 
Weltwirtschaftsordnung. China wünscht 
außerdem die ausdrückliche Anerkennung 
des »souveränen Rechts aller Länder, ihre 
Industrialisierung herbeizuführen«. 
Art. 4: Abs. 1 des Entwurfs lautet: »Beob­
achterstatus bei der Organisation steht auf 
Antrag denen offen, die einen solchen 
Status bei der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen genießen, soweit die 
Konferenz nicht anders entscheidet.« Ge­
gen diese PLO-SWAPO-Klausel wendet sich 
Israel. 
Art. 5: Nach Abs. 1 des Entwurfs soll die 
Konferenz im Falle einer beharrlichen 
Nichtbeachtung seiner Verpflichtungen 
durch ein Mitglied dieses suspendieren 
können. Diese »für Sonderorganisationen 
einzigartige Ermächtigung« (so Kanada) 
stieß bei mehreren Staaten auf Kritik. 
Art. 23: Hier geht es darum, die künftige 
Änderung von heute besonders umstritte­
nen Verfassungsartikeln durch die Aufstel­
lung qualifizierter Mehrheitserfordernisse 
zu erschweren. NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Weltgesundheitsorganisation: 30 Jahre Im Dienste 
der Menschheit — Entstehung — Erfolge — 
Probleme (16) 

I. In diesem Jahr begeht die Weltgesund­
heitsorganisation (World Health Organiza­
tion, WHO) ihr 30jähriges Bestehen. Ihre 
Gründung geht auf eine mehr als 10Ojähri-
ge internationale Zusammenarbeit im Ge­
sundheitswesen zurück. 1851 trat die erste 
internationale Sanitätskonferenz in Paris 
zusammen, um Richtlinien zur Bekämpfung 
der Cholera auszuarbeiten, nachdem diese 
seit 1830 in wiederholten Seuchenzügen 
Europa heimgesucht hatte. Es waren aller­
dings noch fünf weitere internationale Sa­
nitätskonferenzen notwendig, bis endlich 
auf der siebten Konferenz 1892 in Venedig 
eine internationale Übereinkunft erzielt 
werden konnte. Im Jahre 1908 erfolgte 
dann die Gründung des internationalen 
Gesundheitsamtes in Paris, nachdem be­
reits 1902 das Panamerikanische Sanitäts­
büro in Washington eröffnet worden war. 
Nach dem Ersten Weltkrieg richtete auch 
der Völkerbund eine Hygienesektion ein, 
so daß schließlich drei unabhängige inter­
nationale Gesundheitsorganisationen ne­
beneinander bestanden. 
Mit Ausbruch des Zweiten Weltkrieges kam 
die internationale Gesundheitsarbeit prak­
tisch zum Stillstand. Nach Beendigung des 
Weltkrieges beschloß die Konferenz von 
San Franzisko 1945 unter anderem die Ein­
richtung einer internationalen Gesundheits­
organisation. Die von einer Kommission 
erarbeitete Satzung trat am 7. April 1948 in 
Kraft, als das 26. der damals 61 Mitglieder 
der Vereinten Nationen sie ratifiziert hatte. 
Am 24. Juni 1948 wurde dann in Genf die 
erste Weltgesundheitsversammlung abge­
halten. 

Wesentlichstes Ziel der WHO ist das Errei­
chen des größtmöglichen Gesundheitszu­
standes für alle Menschen der Erde, wo­
bei Gesundheit als körperliches, geistiges 
und soziales Wohlbefinden definiert ist. 
Trotz erheblicher Veränderungen im Ar­

beitsprogramm und in der Arbeitsmethodik 
der WHO ist eine Neufassung der Satzung 
bis heute nicht erforderlich geworden. Das 
Erreichen des bestmöglichen Gesundheits­
zustandes für alle ist nach wie vor das 
übergeordnete Ziel ihrer Arbeit. 
II. Von Anfang an konzentrierte sich die 
Weltgesundheitsorganisation auf drei we­
sentliche Arbeitsbereiche. Einmal waren 
ihre Bemühungen darauf ausgerichtet, eine 
internationale Standardisierung bei biolo­
gischen und pharmazeutischen Produkten 
zu erreichen, vor allem eine Übereinkunft 
in Forschungs- und Produktionsmethoden. 
Der zweite Schwerpunkt der WHO-Arbeit 
war die internationale Mobilisierung von 
Ressourcen zur Bekämpfung einiger be­
deutender Seuchenkrankheiten, vor allem 
der Pocken, des Gelbfiebers, der Pest und 
der Cholera. Dabei konnte die WHO erste 
Erfolge erreichen, indem die Frambösie 
ausgerottet wurde und die Ausrottung der 
Pocken, die 1967 noch in 30 Ländern en­
demisch waren, in naher Zukunft bevor­
steht. 
Der dritte große Arbeitsbereich umfaßte die 
Hilfe für die Mitgliedsländer beim Aufbau 
ihrer Gesundheitsdienste und bei der Aus­
bildung ihres Gesundheitspersonals. Die 
Hilfestellung der WHO war dabei darauf 
ausgerichtet, die Mitgliedstaaten in die La­
ge zu versetzen, ihre Gesundheitsprobleme 
selbst zu lösen. Abgesehen von diesen 
generellen Arbeitsschwerpunkten beteiligt 
sich die WHO auch an speziellen Gesund­
heitsprogrammen, wie etwa zur Verbesse­
rung der Gesundheit von Müttern und Kin­
dern, zur Verbesserung der Ernährung, des 
Wohnungswesens, der sanitären Verhältnis­
se oder der Freizeitgestaltung, an Program­
men zur Vorbeugung von Unfällen oder 
zur Entwicklung des Arbeits- und Umwelt­
schutzes, an Programmen zur gesundheit­
lichen Aufklärung der Bevölkerung u. a. m. 
Die WHO fördert darüber hinaus die Ko­
operation zwischen Wissenschaftlern und 
unterstützt wissenschaftliche Institutionen 
bei ihren Forschungsprogrammen. Sie er­
stellt internationale Nomenklaturen und er­
arbeitet internationale Konventionen und 
Vorschriften in Gesundheitsfragen. 
Die WHO bedient sich bei ihrer Arbeit 
zahlreicher Experten-Ausschüsse, Refe­
renz-Zentren sowie zahlreicher ständiger 
und vorübergehender Mitarbeiter, wobei 
immer wieder das Bemühen im Vorder­
grund steht, durch Zuordnung nationaler 
>Counterparts< internationales Experten­
wissen in das nationale Wissen zu inte­
grieren. 

III. Obgleich viele der gesteckten Ziele 
der WHO bis heute noch nicht erreicht 
wurden, gehen die Bemühungen um die 
Verbesserungen der Gesundheit aller Men­
schen weiter. Das Schwergewicht der Ar­
beit verlagert sich dabei jedoch zuneh­
mend auf grundlegendere Probleme wie 
den Teufelskreis Armut-Unterernährung-
Krankheit und damit verbunden auf Pro­
bleme der Unausgewogenheit von Produk­
tion, Verteilung und Konsum von Nahrungs­
mitteln und Lebensbedürfnissen. Weitere 
grundlegende Probleme ergeben sich bei­
spielsweise durch fehlende Geburtenkon­
trolle sowie durch die ungleiche Verteilung 
nationaler Gesundheitsressourcen. Alle 
diese Probleme lassen sich nicht durch ge­
zielte Gesundheitsprogramme angehen, 

sondern reichen unmittelbar in die sozialen 
und politischen Strukturen der Mitglied­
staaten hinein. 
Wenn die WHO trotz dieser schwierigen 
Aufgaben großes Ansehen und Vertrauen 
insbesondere bei den Entwicklungsländern 
genießt, dann deshalb, weil sie es verstan­
den hat, nicht als supranationale Behörde 
oder als eine Organisation der Industrie­
nationen aufzutreten, sondern sich statt 
dessen in ihrer Arbeit als eine internatio­
nale Organisation darstellt, die bemüht ist, 
verfügbare Mittel im Gesundheitswesen 
durch konzertierte Aktionen einem gemein­
samen humanitären Ziel zuzuführen. EK 

Vereinheitlichung geographischer Namen (17) 

I. Vereinheitlichte, international >genorm-
te< geographische Bezeichnungen sind 
eine unerläßliche Voraussetzung für das 
reibungslose Funktionieren des immer 
enger werdenden Netzes der internationa­
len Kommunikation. So haben etwa nicht­
einheitliche Städtenamen im Handel oft 
zu wirtschaftlichen Verlusten und unrichti­
ge Länderbezeichnungen zu politischen 
Verwicklungen geführt. Unter den Begriff 
geographische Namen fallen Länderbe­
zeichnungen, Städte- und Ortsnamen, 
Landschafts- und Flußnamen sowie alle 
sonstigen erdkundlichen Namen, wie man 
sie gewöhnlich auf Karten vorfindet. Hinter 
dem simplen Wort >Vereinheitlichung< ver­
bergen sich eine Fülle äußerst komplizier­
ter linguistischer, toponymischer (Ortsna­
menlehre), lexikalischer, phonetischer und 
orthographischer Probleme, die eine na­
tionale und eine internationale Dimension 
haben. Ausgangspunkt ist dabei stets die 
amtliche nationale Festlegung der Namen­
schreibweise, die auf Empfehlung der Welt­
organisation durch staatliche Namenaus­
schüsse in den einzelnen Ländern in An­
griff genommen oder vorangetrieben wer­
den sollen. Seit der Ersten Konferenz der 
Vereinten Nationen über die Vereinheitli­
chung geographischer Namen 1967 und der 
Zweiten im Jahre 1972 sind durch die Er­
richtung solcher Ausschüsse (seit 1972 in 
allein 13 Staaten) beachtliche Fortschritte 
erzielt worden. Die internationale Dimen­
sion umfaßt dann den Gebrauch dieser Be­
zeichnungen durch andere Staaten und 
Organisationen, d. h. die internationale 
Standardisierung, die besonders bei den 
Sprachen mit nichtlateinischer Schrift von 
Bedeutung ist. Auf der Dritten Konferenz, 
die vom 17. August bis zum 7. September 
1977 in Athen unter Beteiligung von Vertre­
tern aus 59 Ländern und elf internationa­
len Organisationen stattfand, wurde das 
Prinzip bestätigt, daß die nationale Stan­
dardisierung — bei nichtlateinischen 
Schriften auch die von diesen Ländern 
angebotene Umschriftsysteme — die 
Grundlage der internationalen Standardi­
sierung sein soll. Vorbereitet wurde die 
Athener Konferenz von der UN-Experten­
gruppe für geographische Namen. 
Eine internationale Vereinheitlichung ist 
auch bei den geographischen Namen erfor­
derlich, die über den Hoheitsbereich eines 
einzelnen Staates hinausreichen. Dazu ge­
hören etwa Buchten oder Binnenmeere, an 
die zwei oder mehr Staaten grenzen, die 
Meeresnamen, die Bezeichnungen für un­
terseeische Erscheinungen und für extra-
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